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Donnerstag, 23. Mai 2019

Stadt sucht beimKlima die Vorreiterrolle
Gemeinderat Das Stadtparlament hat nach einer kontroversen Debatte weitreichende Klimaziele beschlossen.
Die SVP kündet einen harten Oppositionskurs gegen die ihrer Ansicht nach extremen Forderungen an.

Thomas Zemp

So ausgelassen wie gestern hat
man die Aktivisten des Klima-
streiks noch nie demonstrieren
sehen: Vor dem Ratshaus hüpf-
ten und lachten sie zu den Paro-
len, die sie skandierten. Selbst
bürgerliche Politiker liessen sie
das Ratshaus betreten, ohne sie
mit gehässigenWorten einzude-
cken. «Heute ist ein sehr erfreu-
licher Tag», sagte der 21-jährige
Klimaaktivist DominikWaser.

Der Grund für die Freude der
sonst so aufgerüttelten und kri-
tischen jungen Leute: Nur ein
paar Stunden zuvor hatte der
Stadtrat mitgeteilt, dass er viele
der Forderungen des Klima-
streiks anerkennt und in seine
Arbeit aufnehmenwill (siehe Box
rechts). Siewussten zudem, dass
das Parlament ein paar Stunden
später nachziehen würde: Die
dringlicheMotion zu einer strin-
genten Klimapolitik, die Gemein-
deräte in einer Klimaallianz aus
SP, Grünen, GLP,ALund EVPmit
dem Klimastreik abgesprochen
hatten,wurdemit 85 zu 29 Stim-
men klar überwiesen. Dagegen
stimmten die FDP und die SVP.
Mehr hätten sich die Klima-
demonstranten, die seit Mona-
ten regelmässig auf die Strasse
gehen, nicht erträumen können.

Ein gehässiges Votum
Die Debatte selbst verlief er-
staunlich ruhig, die Gemeinde-
räte hörten einander zu, nahmen
Argumente der Gegenseite auf
und widersprachen. Zu Zwi-
schenrufen, sonst bei emotiona-
len Geschäften üblich, kam es
kaum. Selbst die Klimaaktivisten
auf der Zuschauertribüne ver-
hielten sich ruhig. Einzig die
Verkürzung der Redezeit von
fünf und drei Minuten, weil der
Abend schon weit fortgeschrit-
ten war, führte zu einem gehäs-
sigen Votum von Markus Kunz,
dem Fraktionschef der Grünen.
Es sei undemokratisch, gerade
beim wichtigsten Geschäft die
Redezeit zu reduzieren, enervier-
te er sich.

Nach dem Entscheid des Ge-
meinderats muss der Stadtrat
nun eineVorlage vorbereiten, die
aufzeigt, wie der CO2-Ausstoss
pro Einwohnerund Jahrbis 2030
auf null reduziert werden soll.
Dies soll auch in der Gemeinde-
ordnung festgehalten werden.
Deshalbwerden die Stadtzürche-
rinnen und Stadtzürcherdarüber
an der Urne abstimmen können.

Es verbleibe nichtmehrviel Zeit,
umwirkungsvolle Massnahmen
zu ergreifen, sagte SP-Gemein-
derätin Simone Brander zu Be-
ginn der Debatte. Mit Netto-
null-2030 definiere die Stadt ein
gemeinsames Ziel, an dem sich
die Massnahmen ausrichten
müssten. Klar sei, dass die Stadt
das Ziel nicht allein erreichen
könne, es brauche auch auf Bun-
desebene Lösungen.Dafürmüs-
se sich der Stadtrat einsetzen.

DerWeg in die Klimaarmut
Dubravko Sinovcic von der SVP
sagte, die Motion sei ein Türöff-
ner für eine Verbots- und Um-
erziehungspolitik. Vor allem der
MittelstandwerdemitMassnah-
men wie der Verteuerung des
Verkehrs oder höheren Wohn-
kosten,weil Ölheizungen ersetzt
werden müssten, zur Kasse ge-
beten. «Das führt geradewegs in
die Klimaarmut.» Es sei ja nicht
so, dass bishernichts passiert sei.
Seit 1990 sei der CO2-Ausstoss
um 12 Prozent gesunken. Die
Vorschläge von links bezeichne-
te er als Bevormundung, sie führ-

ten zur Umverteilung und seien
geprägt von Realitätsverlust.

FDP-Fraktionschef Michael
Schmid sagte,manmüsse in der
Klimadiskussion aufpassen, dass
Wunschträume nicht zuAlbträu-
menwürden.Die Stadt kenne bei
den Klimafragen bereits ausser-
ordentliche Ziele. Selbst linke
Parlamentarierwürden eingeste-
hen, dass die Ziele der Motion
nicht erreichbar seien. FDP-Par-
teipräsident Severin Pflüger sag-
te,Visionen gehörten nicht in die
Verfassung. «Wer Signale setzen
will, der soll zu den SBB gehen.»

Markus Knauss von den Grü-
nen war ganz anderer Meinung
als Pflüger. Für ihn gehört das
neue Ziel mit null CO2-Ausstoss
bis 2030 in die Gemeindeord-
nung. «Wir brauchen eine neue
Grundlage für unsere Politik.»
GuidoHüni (GLP)meinte, Zürich
müsse beim Klimaschutz eine
Vorbildfunktion übernehmen.

Als Physiker erklärte Florian
Blättler (Grünen), was ein Tem-
peraturunterschied bewirken
kann. «Als es in Zürich 4 Grad
kälter war, lag die Gegend unter

einer 300 Meter dicken Eis-
schicht.» Wenn die Temperatur
nun auch nur 1,5 Grad ansteige,
werde Spanien zur Wüste, und
dasWallis versteppe.

Zwei Postulate überwiesen
Mit der Motion hat der Gemein-
derat gestern auch noch zwei
Postulate überwiesen. Das erste
stammt von derKlimaallianz von
SP,Grünen,GLP,ALund EVPund
fordert einen Bericht über Ziele
und Massnahmen, das zweite
von der FDP eine Zusammen-
stellung, die Massnahmen unter
den Vorgaben der 2000-Watt-
Gesellschaft sowie der Klima-
neutralität bis 2030 und 2050
vergleicht.

Zudem hat die Klimaallianz
zur Konkretisierung des Ziels
Netto-null-2030 gestern vier
weitereVorstösse eingereicht. Sie
fordern ein Effizienzszenario,
energieeffiziente Fahrzeuge bei
der Stadtverwaltung, einen
50-Millionen-Franken-Kredit für
einen Fonds, umÖl- undGashei-
zungen abzulösen, und mehr
Fotovoltaikanlagen.

Umweltaktivisten demonstrieren vor der wichtigen Klimadebatte im Gemeinderat vor dem Rathaus. Foto: Urs Jaudas.

Schlechte Luft

Erstmals hat das Amt für Abfall,
Wasser, Energie und Luft (Awel)
2018 die Konzentration von sehr
kleinen Feinstaubpartikeln erho-
ben. Gestern hat das Awel die
Daten veröffentlicht. An allen
Messstellen wurde der Grenzwert
überschritten – vor allem an
verkehrsreichen Stationen wie an
der Schimmel- oder der Rosengar-
tenstrasse in Zürich. Dies ist
beunruhigend, da die kleinen
Partikel besonders gesundheits-
schädlich sind. Sie verursachen
Entzündungen der Atemwege und
Asthma, erhöhen das Herzinfarkt-
risiko und gelten als krebserre-
gend. Besser sieht es bei den
grösseren Feinstaubpartikeln aus.
Dort ist die Konzentration im
Jahresmittel deutlich zurückge-
gangen, und auch beim Stickoxid
sind die Messwerte besser gewor-
den. Das Awel führt dies auf die
verschärften Abgasvorschriften für
Motorfahrzeuge zurück und auf
modernere Abgasreinigungstech-
nologien. (sch)

Der Stadtrat will herausfinden,
wie Zürich den CO2-Ausstoss pro
Einwohnerin und Einwohner
künftig auf null reduzieren kann.
Das Szenario «null Tonnen CO2»
soll aufzeigen, «ob und in
welchem Zeitraum, innerhalb
welcher Systemgrenzen, unter
welchen Rahmenbedingungen
undmit welchen Konsequenzen
das verschärfte Ziel umsetzbar
ist». Dies teilte der Stadtrat ges-
tern mit. Damit reagiert er auf
Forderungen,welche die Jugend-
bewegung Klimastreik Zürich
Anfang Jahr eingereicht hatte.

Die Jugendlichen verlangten
neben der Reduktion der Treib-
hausgas-Emissionen auf netto
null bis zum Jahr 2030,der Stadt-
rat soll die Bevölkerung über die
Ursachen und Folgen der Klima-
erwärmung informieren. Auch
damit zeigt sich die Regierung
einverstanden. Sie informiert
künftig mehr über den Klima-
schutz. Denn neben staatlichen
Anstrengungen brauche es auch
Verhaltensänderungen jedes Ein-
zelnen, schreibt der Stadtrat.

Auf die dritte Forderung der
Klimajugend ging der Stadtrat
allerdings nicht ein: Er ruft den
Klimanotstand nicht aus. Dies
hätte bloss symbolischen Cha-
rakter. Stattdessen trifft der
Stadtrat konkrete Massnahmen.
Der Klimaschutz soll künftig bei
den Projekten der Stadt höher
gewichtet werden. Zudem prüft
er ein Anschubprogramm für
eine schnellere Ablösung fossil
betriebener Heizungen sowie
den Ausbau neuer Energiever-
bunde, damit Hauseigentümer
auf eine klimafreundlichereWär-
me- und Kälteversorgung setzen
können. Weiter prüft der Stadt-
rat, ob alle städtischen Fahrzeu-
ge mit erneuerbaren Energien
betriebenwerden können sowie
eine klimafreundlichereVerpfle-
gung in städtischen Betrieben.

Ausserdemmöchte der Stadt-
rat ein Klimaforumgründen.Da-
rin sollen neben Vertreterinnen
und Vertretern aus Wirtschaft,
Wissenschaft und der Verwal-
tung auch die Zivilbevölkerung
sowie insbesondere die Jugend-
lichen Einsitz nehmen. Das Fo-
rum versteht die Stadt als Platt-
form, um sich über innovative
Klimaschutzmassnahmen aus-
zutauschen. (zac)

Stadtrat prüft
«null Tonnen CO2»

Entscheid Die Verschärfung im
Sozialhilferecht, die der Kan-
tonsrat im letztenNovember be-
schlossen hat, darf noch nicht in
Kraft treten. Das Bundesgericht
hat der Einsprache verschiede-
ner Personen und Organisatio-
nen aufschiebendeWirkung zu-
gesprochen. Dies teilte gestern
die Unabhängige Fachstelle für
Sozialhilfe mit. Der Kantonsrat
hatte entschieden, dass sich So-
zialhilfeempfänger künftig nicht
mehr direkt gegen behördliche
Auflagen oder Weisungen weh-
ren können – diese können etwa
dieTeilnahme an einem Integra-

tionsprogrammoder den Eintritt
in ein Heim betreffen. Erstwenn
das Sozialamt Leistungen ge-
kürzt oder andere Sanktionen er-
griffen hat, weil der Empfänger
sich nicht an dieseAuflagen hält,
soll Einsprache möglich sein, so
der Kantonsrat. Das verletze klar
die persönlichen verfassungs-
mässigen Freiheitsrechte, argu-
mentierten verschiedene Orga-
nisationen, darunter die Caritas
und das Sozialwerk Pfarrer
Sieber. Dem obersten Gericht
scheint dies zumindest beden-
kenswert, da es aufschiebende
Wirkung verfügt hat. (net)

Bundesgericht bremst den Kantonsrat,
der die Sozialhilfe verschärfen will

«Ich stamme aus einer Politiker-
familie und höre nie mit Politik
auf», sagt Hans Egloff (59) aus
Aesch. Und trotzdem hat er dem
SVP-Vorstand amDienstagabend
überraschendmitgeteilt, dass er
im Herbst nicht für eine dritte
Amtsperiode als Nationalrat zur
Verfügung stehe.

SeinVaterKurt Egloff sass von
1982 bis 1990 als Schulvorstand
im Zürcher Stadtrat – und war
der letzte SVP-Vertreter, der den
Sprung in den heute rot-grünen
Stadtrat geschafft hatte. Hans
Egloff sagt: «Ich habe nun die

Hälfte meines Erwachsenenle-
bens in Parlamenten verbracht –
das reicht.» 16 Jahre als Kantons-
rat und 8 Jahre als Nationalrat.
Egloff will sich nun mehr um

seinen Beruf als Rechtsanwalt
und seineMandate als Präsident
des Zürcher und des Schweizer
Hauseigentümerverbandes (HEV)
kümmern.

Ein HEV-Präsident ohne Na-
tionalratsmandat, geht das? «Ich
behalte dieseÄmter», sagt Egloff,
«ich habe mir ein grosses Netz-
werk aufgebaut undverlieremei-
ne Beziehungen nicht von heute
auf morgen.» In Bern hat sich
Egloff für die Limmattalbahn, die
Bahnstation Silbern, die Auto-
bahnüberdeckung bei Weinin-
gen, die Abschaffung des Eigen-

mietwerts, das elektronische
Grundbuchamt oder für die Re-
vision des Mietrechts engagiert.

Wäre Egloff vorzeitig zurück-
getreten, hätte sich eine brisan-
te Ausgangslage ergeben. Nach-
folger wären der frühere EHC-
Kloten-Präsident Hans-Ulrich
Lehmann oder der abgewählte
Nationalrat Ernst Schibli gewe-
sen.Hätten diese verzichtet,wäre
der zurückgetretene SVP-Präsi-
dent Konrad Langhart an der
Reihe gewesen. «Solche Überle-
gungen haben für mich keine
Rolle gespielt», sagt Egloff. (rba)

SVP-Nationalrat Hans Egloff hört «im besten Alter» auf
Rückzug Egloff verzichtet auf eineWiederkandidatur, bleibt aber HEV-Präsident.

Hans Egloff. Foto: Keystone


